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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1984 Ausgegeben am 28. September 1984 163. Stück

379. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Bundesgesetzes über die Aufgaben und die Einrichtung
des Österreichischen Rundfunks

379. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
21. September 1984, mit der das Bundesgesetz
über die Aufgaben und die Einrichtung des
Österreichischen Rundfunks wiederverlautbart

wird

ABSCHNITT A

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage 1 das Bundesgesetz vom 10. Juli 1974,
BGBl. Nr. 397, über die Aufgaben und die Einrich-
tung des Österreichischen Rundfunks wiederver-
lautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus folgenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
12. Oktober 1974, BGBl. Nr. 615, über die
Aufhebung des § 25 Abs. 3 des Bundesgeset-
zes über die Aufgaben und die Einrichtung
des Österreichischen Rundfunks;

2. Bundesgesetz vom 23. Jänner 1975, BGBl.
Nr. 80, mit dem das Bundesgesetz über die
Aufgaben und die Einrichtung des Österrei-
chischen Rundfunks geändert wird;

3. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
9. April 1976, BGBl. Nr. 171, über die Aufhe-
bung des § 30 Abs. 2 des Rundfunkgesetzes
1974 durch den Verfassungsgerichtshof;

4. Bundesgesetz vom 24. März 1977, BGBl.
Nr. 162, mit dem die Notariatsordnung geän-
dert wird, Art: II Z 1;

5. Mediengesetz, BGBl. Nr. 314/1981, Art. III;
6. Bundesgesetz vom 1. Juli 1981, BGBl.

Nr. 352, mit dem das Bundesgesetz über die
Aufgaben und die Einrichtung des Österrei-
chischen Rundfunks geändert wird;

7. Bundesgesetz vom 21. Jänner 1982, BGBl.
Nr. 48, mit dem das Rundfunkgesetz 1974
und das Arbeitsverfassungsgesetz geändert
werden, Art. I;

8. Bundesgesetz vom H.Juni 1984, BGBl.
Nr. 246, mit dem das Bundesgesetz über die
Aufgaben und die Einrichtung des Österrei-
chischen Rundfunks geändert wird.

Artikel III

(1) Die gegenstandslos gewordenen §§ 32 und 33
werden als nicht mehr geltend festgestellt.

(2) Im Hinblick darauf sowie im Hinblick auf die
Aufhebung der §§ 21 bis 24 entfallen

1. vor § 21 die Worte „Abschnitt V" und „Ent-
gegnungsrecht" ;

2. vor § 32 die Worte „Art. II" und „Übergangs-
und Schlußbestimmungen".

(3) Der bisherige Abschnitt VI erhält die
Bezeichnung „Abschnitt V"; der bisherige Art. III
erhält die Bezeichnung „Artikel II".

Artikel IV

Im § 15 Abs. 2 Z 6 wird der Klammerausdruck
„(BGBl. Nr. 272/1972)" auf „(BGBl. Nr. 369/
1984)" richtiggestellt.

Artikel V

(1) Im wiederverlautbarten Text werden fol-
gende überholte terminologische Wendungen und
sonstige Unstimmigkeiten richtiggestellt:

1. Im § 5 Abs. 6 entfällt das Wort „Der".
2. Im § 8 Abs. 1 Z 5 wird der Klammerausdruck

„(§§ 10 Abs. 2 Z. 8, 20)" durch „(§ 10 Abs. 2
Z 8 und § 20)" ersetzt.

3. Im § 12 Abs. 3 wird vor „der Stellenpläne" ein
Beistrich eingefügt.

4. In den §§ 13 Abs. 2 und 4 und 29 Abs. 2 wird
das Wort „in" durch „im" ersetzt.

5. Im § 15 Abs. 2 Z 1 und 3 werden die Bezeich-
nungen der Organisationen richtiggestellt.

6. Im § 15 Abs. 7 wird das Wort „verlangen"
durch „verlangt" ersetzt.

7. Im § 17 Abs. 6 wird die Abkürzung „gem."
durch „gemäß" ersetzt.
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8. Im § 18 Abs. 6 wird das Wort „zweier" durch
„zwei" ersetzt.

9. Im § 18 Abs. 7 wird das Wort „erfüllt" durch
„zu erfüllen hat" ersetzt.

10. Im § 18 Abs. 11 wird der Verweis auf „§ 105
Arbeitsverfassungsgesetz" durch „§ 105 des
Arbeitsverfassungsgesetzes" ersetzt.

11. Im § 26 Abs. 2 wird das Wort „Drittel" durch
„Dritteln" ersetzt.

12. Im § 30 wird das Wort „anders" durch „ande-
res" ersetzt.

13. Im § 31 Abs. 2 wird das Wort „Überprüfung"
durch „Prüfung" ersetzt.

(2) Die überholten Wendungen „die Bestimmun-
gen des", „finden Anwendung" u. dgl. werden
durch einfachere Wendungen ersetzt.

(3) Abkürzungen und veraltete Schreibweisen
werden der heutigen Schreibweise angepaßt.

Artikel VI

Das Rundfunkgesetz 1974 wird mit dem Titel
„Bundesgesetz über die Aufgaben und die Einrich-
tung des Österreichischen Rundfunks (Rundfunk-
gesetz — RFG)" wiederverlautbart.

ABSCHNITT B

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG werden in der
Anlage 2 Übergangsbestimmungen anläßlich von
Novellen zum Rundfunkgesetz 1974 wiederverlaut-
bart.

Artikel II

Folgende Übergangsbestimmungen werden wie-
derverlautbart:

1. Art. VI Abs. 2 des Mediengesetzes, BGBl.
Nr. 314/1981, soweit er sich auf das Bundes-
gesetz über die Aufgaben und die Einrichtung
des Österreichischen Rundfunks bezieht, als
Art. III der Anlage 2;

2. Art. II Abs. 1 zweiter Halbsatz des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 352/1981 als Art. IV der
Anlage 2;

3. Art. II Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 246/1984 als Art. I der Anlage 2;

4. Art. II Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 246/1984 als Art. II der Anlage 2.

Artikel III

(1) Die gegenstandslos gewordenen Art. II und
III des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 80/1975 werden
als nicht mehr geltend festgestellt.

(2) Der gegenstandslos gewordene Art. II Abs. 1
erster Halbsatz des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 352/1981 wird als nicht mehr geltend festge-
stellt.

Artikel IV

Im wiederverlautbarten Text der Anlage 2 wer-
den folgende Änderungen vorgenommen:

1. Im Art. I wird nach dem Verweis auf „§ 7
Abs. 1 Z 3" die Wendung „des Rundfunkge-
setzes 1974" eingefügt.

2. Im Art. II werden die Wendungen „diesem
Bundesgesetz" und „in der Fassung dieses
Bundesgesetzes" durch „dem" bzw. „des
Rundfunkgesetzes" ersetzt.

3. Im Art. III entfällt die Zitierung des Bundes-
gesetzes, BGBl. Nr. 218/1922, über die
Presse; die Zitierung des Bundesgesetzes,
BGBl. Nr. 397/1974, über die Aufgaben und
die Einrichtung des Österreichischen Rund-
funks wird durch „des Rundfunkgesetzes
1974" ersetzt.

4. Im Art. IV entfällt der erste Satz bis zum
Strichpunkt; der Rest des Satzes wird sprach-
lich richtiggestellt.

5. Die Wendungen „vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes" u. dgl. werden durch das
jeweilige Datum ersetzt.

Sinowatz

Anlage 1

Bundesgesetz über die Aufgaben und die Ein-
richtung des Österreichischen Rundfunks

(Rundfunkgesetz — RFG)

Artikel I

ABSCHNITT I

A u f g a b e n u n d E i n r i c h t u n g des
Ö s t e r r e i c h i s c h e n R u n d f u n k s

§ 1. (1) Zur Besorgung der in diesem Bundesge-
setz angeführten Aufgaben wird unter der Bezeich-
nung „Österreichischer Rundfunk" ein eigener
Wirtschaftskörper gebildet. Er hat seinen Sitz in
Wien und besitzt Rechtspersönlichkeit. (BGBl.
Nr. 80/1975, Art. I Z 1)

(2) Der Österreichische Rundfunk ist nicht auf
Gewinn gerichtet; er ist in der Abteilung A des
Handelsregisters beim Handelsgericht Wien zu
protokollieren und gilt als Kaufmann im Sinne des
Handelsgesetzbuches.

(3) Der Österreichische Rundfunk ist von der
Körperschaftsteuer sowie der Gewerbesteuer nach
dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital be-
freit.

(4) Der Österreichische Rundfunk ist als Arbeit-
geber kollektivvertragsfähig.
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§ 2. (1) Der Österreichische Rundfunk hat durch
die Herstellung und Sendung von Hörfunk- und
Fernsehprogrammen sowie durch die Planung, die
Errichtung und den Betrieb der hiefür notwendigen
technischen Einrichtungen, insbesondere von Stu-
dios und Sendeanlagen, vor allem zu sorgen für

1. die umfassende Information der Allgemein-
heit über alle wichtigen politischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen und sportlichen Fra-
gen durch
a) objektive Auswahl und Vermittlung von

Nachrichten und Reportagen, einschließ-
lich der Berichterstattung über die Tätig-
keit der gesetzgebenden Organe und der
Übertragung ihrer Verhandlungen,

b) Wiedergabe und Vermittlung von für die
Allgemeinheit wesentlichen Kommenta-
ren, Standpunkten und kritischen Stel-
lungnahmen unter angemessener Berück-
sichtigung der Vielfalt der im öffentlichen
Leben vertretenen Meinungen,

c) eigene Kommentare und Sachanalysen
unter Wahrung des Grundsatzes der
Objektivität;

2. die Verbreitung von Volks- und Jugendbil-
dung unter besonderer Beachtung der Förde-
rung der Schul- und Erwachsenenbildung
sowie des Verständnisses für alle Fragen des
demokratischen Zusammenlebens;

3. die Vermittlung und Förderung von Kunst
und Wissenschaft;

4. die Darbietung von einwandfreier Unterhal-
tung;

5. die Förderung des Interesses der Bevölkerung
an aktiver sportlicher Betätigung.

(2) Der Österreichische Rundfunk hat bei Erfül-
lung seiner öffentlichen Aufgaben auf die Grund-
sätze der österreichischen Verfassungsordnung,
inbesondere auf die bundesstaatliche Gliederung
nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung der
Länder sowie auf die Grundsätze der Freiheit der
Kunst, der Objektivität und Unparteilichkeit der
Berichterstattung, der Berücksichtigung der Mei-
nungsvielfalt und der Ausgewogenheit der Pro-
gramme, Bedacht zu nehmen. Die Unabhängigkeit
gemäß den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
von Personen und Organen des Österreichischen
Rundfunks ist zu gewährleisten. (BGBl.
Nr. 246/1984, Art. LZ 1)

(3). Bei der Planung des Gesamtprogramms ist
die Bedeutung der gesetzlich anerkannten Kirchen
und Religionsgesellschaften angemessen zu berück-
sichtigen.

(4) Vor allem die künstlerischen, volksbildenden
und staatspolitischen Sendungen des Hörfunks und
des Fernsehens haben sich durch hohes Niveau aus-
zuzeichnen.

§ 3. (1) Der Österreichische Rundfunk hat unter
Mitwirkung aller Studios für mindestens drei Pro-

gramme des Hörfunks und mindestens zwei Pro-
gramme des Fernsehens zu sorgen, wobei anzustre-
ben ist, daß alle zum Betrieb eines Rundfunkemp-
fanggerätes (Hörfunk und Fernsehen) berechtigten
Bewohner des Bundesgebietes gleichmäßig und
ständig in bezug auf Programm- und Empfangs-
qualität nach Maßgabe der technischen Entwick-
lung und der wirtschaftlichen Tragbarkeit ange-
messen versorgt werden.

(2) Eines der Programme des Hörfunks ist ein
Regionalprogramm, das von den Länderstudios
gestaltet wird. In den Programmen des Fernsehens
sind die Interessen der Länder zu berücksichtigen.
Die Beiträge werden von den Landesintendanten
festgelegt.

§ 4. Der Österreichische Rundfunk hat im Auf-
trag der Bundesregierung und auf Rechnung des
Bundes unter Bedachtnahme auf § 2 Abs. 1 einen
ausreichenden Auslandsdienst auf Kurzwelle zu
gestalten und zu besorgen. Mit der Leitung des
Auslandsdienstes ist vom Generalintendanten im
Einvernehmen mit der Bundesregierung ein Inten-
dant des Auslandsdienstes unter Bedachtnahme auf
die §§13 und 14 zu betrauen.

§ 5. (1) Der Österreichische Rundfunk hat einen
Teil seiner Sendezeit an die im Nationalrat vertre-
tenen politischen Parteien und an Interessenver-
bände zu vergeben. Dieser Teil darf je Programm
1 vH der Sendezeit nicht überschreiten und ist auf
die Bewerber um die Zuteilung dieser Sendezeit
entsprechend ihrer Bedeutung im öffentlichen
Leben aufzuteilen. Der Österreichische Rundfunk
hat die Veröffentlichung einer Belangsendung im
Hörfunk oder im Fernsehen davon abhängig zu
machen, daß ihm ein Bevollmächtigter genannt
wird. (BGBl. Nr. 314/1981, Art. III Abs. 1 Z 1)

(2) Der Österreichische Rundfunk hat Bundes-
und Landesbehörden für Aufrufe in Krisen- und
Katastrophenfällen und andere wichtige Meldun-
gen an die Allgemeinheit zu jeder Zeit die notwen-
dige und zweckentsprechende Sendezeit kostenlos
zur Verfügung zu stellen.

(3) Der Österreichische Rundfunk kann im Rah-
men seiner Hörfunk- und Fernsehprogramme Sen-
dezeiten gegen Bezahlung für kommerzielle Wer-
bung vergeben.

(4) Eines der Programme des Hörfunks hat von
Werbesendungen frei zu bleiben; den Umfang der
Werbesendungen (Spots, Kurzsendungen und
gestaltete Werbesendungen einschließlich gestalte-
ter An- und Absagen von Patronanzsendungen) in
den übrigen Programmen setzt auf Vorschlag des
Generalintendanten das Kuratorium fest, jedoch
dürfen die Werbesendungen im Wochendurch-
schnitt im Fernsehen in beiden Programmen die
tägliche Dauer von insgesamt 20 Minuten und im
Hörfunk insgesamt die tägliche Dauer von
120 Minuten nicht überschreiten, wobei Abwei-
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chungen von höchstens 20 vH pro Tag zulässig
sind. Sendezeiten für kommerzielle Werbung an
Sonntagen, gesetzlichen Feiertagen, am Ascher-
mittwoch, Gründonnerstag, Karfreitag und
2. November dürfen überhaupt nicht, am 24. und
31. Dezember nur vor 13.00 Uhr vergeben werden.
Werden dieselben Werbesendungen zur gleichen
Zeit in mehreren Programmen gesendet, so sind sie
nicht mehrfach zu zählen. Ferner sind Werbesen-
dungen, die in Lokalprogrammen des Hörfunks
gesendet werden, nur einmal zu zählen. Werbesen-
dungen für Tabakwaren und Spirituosen sowie
unter der Wahrnehmungsgrenze liegende Werbe-
sendungen sind unzulässig. Das Kuratorium kann
auf Vorschlag des Bundesministers für Gesundheit
und Umweltschutz weitere im Interesse der Volks-
gesundheit notwendige Beschränkungen hinsicht-
lich der kommerziellen Werbung festlegen.

(5) Sendungen nach den Abs. 1 und 3 sind in der
An- und Absage entsprechend zu kennzeichnen.

(6) Abs. 4 ist auf Patronanzsendungen nicht
anzuwenden, soweit es sich dabei nicht um gestal-
tete An- und Absagen handelt. Weiters ist Abs. 4
auch auf Sendungen nicht anzuwenden, die von
einem Gericht oder von der Kommission (§ 29)
angeordnet werden.

ABSCHNITT II

O r g a n e des Ö s t e r r e i c h i s c h e n
R u n d f u n k s

§ 6. (1) Die Organe des Österreichischen Rund-
funks sind:

1. das Kuratorium (§§ 7 und 8),
2. der Generalintendant (§§ 9 und 10),
3. die Hörer- und Sehervertretung (§§ 15 und

16),
4. die Prüfungskommission (§ 31).

(2) Die Mitglieder der Kollegialorgane gemäß
Abs. 1 sind bei der Ausübung ihrer Funktion im
Österreichischen Rundfunk an keine Weisungen
und Aufträge gebunden; sie haben ausschließlich
die sich aus den Gesetzen und der Geschäftsord-
nung ergebenden Pflichten zu erfüllen.

(3) Die Funktion als Mitglied des Kuratoriums
und der Hörer- und Sehervertretung ist ein Ehren-
amt. Die Mitglieder haben Anspruch auf Ersatz
von angemessenen Reisekosten und Barauslagen.

§ 7. (1) Die Mitglieder des Kuratoriums werden
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen
bestellt: (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 2)

1. Sechs Mitglieder, die von der Bundesregie-
rung unter Berücksichtigung des Stärkever-
hältnisses der politischen Parteien im Natio-
nalrat unter Bedachtnahme auf deren Vor-
schläge bestellt werden, wobei jede im Haupt-
ausschuß des Nationalrates vertretene Partei
durch mindestens ein Mitglied im Kuratorium
vertreten sein muß;

2. neun Mitglieder bestellen die Länder, wobei
jedem Land das Recht auf Bestellung eines
Mitgliedes zukommt; (BGBl. Nr. 246/1984,
Art. I Z 3)

3. neun Mitglieder bestellt die Bundesregierung;
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 3)

4. sechs Mitglieder bestellt die Hörer- und
Sehervertretung;

5. fünf Mitglieder werden unter Anwendung des
Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/
1974, vom Zentralbetriebsrat bestellt.

(2) Bei der Bestellung der Mitglieder gemäß
Abs. 1 Z 3 bis 5 ist darauf zu achten, daß diese
keine im Art. 147 Abs. 4 B-VG genannte Funktion
bekleiden.

(3) Die Funktionsperiode des Kuratoriums dau-
ert drei Jahre vom Tag seines ersten Zusammentre-
tens an gerechnet, jedenfalls aber bis zu dem Tag,
an dem das neu bestellte Kuratorium zusammen-
tritt. Die Mitglieder können vom bestellenden
Organ nur dann vorzeitig abberufen werden, wenn
sich in der Zusammensetzung dieses Organs seit
der Bestellung eine Änderung ergeben hat. Im Fall
des vorzeitigen Ausscheidens ist unverzüglich ein
neues Mitglied für den Rest der Funktionsperiode
zu bestellen.

(4) Wenn die zur Bestellung von Mitgliedern des
Kuratoriums berechtigten Organe gemäß Abs. 1
von diesem Recht keinen Gebrauch machen und
keine Mitglieder bestellen, so bleiben bei einer Fest-
stellung der Beschlußfähigkeit des Kuratoriums
gemäß Abs. 5 die nicht bestellten Mitglieder außer
Betracht.

(5) Das Kuratorium gibt sich seine Geschäftsord-
nung selbst. Es wählt aus seiner Mitte einen Vorsit-
zenden und einen Vorsitzenden-Stellvertreter. Die
Sitzungen des Kuratoriums werden von dessen
Vorsitzenden einberufen; der Vorsitzende ist zur
unverzüglichen Einberufung des Kuratoriums ver-
pflichtet, wenn dies von einem Drittel seiner Mit-
glieder oder vom Generalintendanten schriftlich
unter Beifügung des Entwurfes einer Tagesord-
nung verlangt wird. Es ist bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte seiner Mitglieder beschluß-
fähig. Es faßt — mit Ausnahme der Beschlüsse
gemäß § 9 Abs. 1 und 4 — seine Beschlüsse mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der
Vorsitzende stimmt mit; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. Bei
Beschlüssen gemäß § 20 Abs. 1 und 2 sind die vom
Zentralbetriebsrat bestellten Mitglieder des Kurato-
riums nicht stimmberechtigt und bei der Feststel-
lung der Beschlußfähigkeit nicht mitzuzählen.

(6) Der Generalintendant und der Vorsitzende
der Hörer- und Sehervertretung oder sein Vertre-
ter haben das Recht, an den Sitzungen des Kurato-
riums mit beratender Stimme teilzunehmen.
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(7) Für die Dauer einer Sitzung kann sich im
Falle der Verhinderung ein Mitglied des Kurato-
riums durch ein anderes Mitglied in allen seinen
Rechten vertreten lassen. Das verhinderte Mitglied
hat eine solche Vertretung dem Vorsitzenden des
Kuratoriums schriftlich mitzuteilen.

(8) Wenn das Kuratorium in einer Angelegenheit
des § 8 Abs. 1 Z 2 bis 13 und Abs. 2 innerhalb von
drei Monaten nach der erstmaligen Befassung nicht
entscheidet, ist dies von der Kommission (§ 25)
unverzüglich festzustellen. Ist innerhalb von vier
Wochen nach dieser Feststellung noch immer keine
Erledigung erfolgt, stellt die Kommission die Auf-
lösung des Kuratoriums fest. In diesem Fall ist das
Kuratorium unverzüglich neu zu bestellen.

§ 8. (1) Dem Kuratorium obliegt, abgesehen von
den sonstigen ihm durch dieses Bundesgesetz über-
tragenen Aufgaben,

1. die Bestellung und Abberufung des Generalin-
tendanten;

2. die Vertretung des Österreichischen Rund-
funks gegenüber dem Generalintendanten,
insbesondere die Geltendmachung von Haf-
tungsansprüchen ;

3. die Bestellung und Abberufung der Direkto-
ren, der Intendanten und Landesintendanten;
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

4. die Genehmigung langfristiger Pläne für Pro-
gramm, Technik und Finanzen und von Stel-
lenplänen;

5. die Beschlußfassung über die Festsetzung des
Programmentgeltes (§ 10 Abs. 2 Z 8 und § 20)
sowie die Genehmigung von Tarifwerken des
Werbefunks (§ 10 Abs. 2 Z 8);

6. die Genehmigung des Abschlusses von Kol-
lektivverträgen, Vertragswerken mit kollektiv-
vertragsähnlicher Wirkung und des Redak-
teurstatuts;

7. die Beschlußfassung über eine Dienstordnung
für den Österreichischen Rundfunk;

8. die Beschlußfassung über Maßnahmen, die
aufgrund von Prüfungsberichten zu ergreifen
sind, einschließlich der Veröffentlichung von
Prüfungsberichten;

9. die Prüfung und Genehmigung des Rech-
nungsabschlusses sowie die Entlastung des
Generalintendanten;

10. die Beratung von grundsätzlichen Problemen
des Rundfunks und seiner Programmgestal-
tung, die Entgegennahme von Berichten des
Generalintendanten sowie die Beschlußfas-
sung über Empfehlungen hiezu;

11. die Entscheidung über die Vergabe von Sen-
dezeit an Interessenverbände (§ 5 Abs. 1);

12. die Beschlußfassung über Beschränkungen für
kommerzielle Werbesendungen (§ 5 Abs. 4);

13. die Bestellung der Mitglieder der Prüfungs-
kommission (§31 Abs. 1) und die Erteilung
von Prüfungsaufträgen an diese.

(2) Weiters ist die Zustimmung des Kuratoriums
in den nachstehend angeführten Fällen notwendig:

1. zu den vom Generalintendanten zu erlassen-
den allgemeinen Richtlinien für die Pro-
grammgestaltung, Programmerstellung und
Programmkoordinierung in Hörfunk und
Fernsehen (§ 10 Abs. 2 Z 1);

1 a. zu den unter Beachtung der langfristigen Pro-
grammpläne (Abs. 1 Z 4) und der Programm-
richtlinien (Z 1) vom Generalintendanten im
Zusammenwirken mit dem Hörfunk- und den
Fernseh-Intendanten zu erstellenden und dem
Kuratorium bis zum 15. November jeweils für
das folgende Kalenderjahr vorzulegenden
Sendeschemen für Hörfunk und Fernsehen
(Jahressendeschemen); (BGBl. Nr. 246/1984,
Art. I Z 5)

2. zum Erwerb, zur Veräußerung oder Bela-
stung von Liegenschaften;

3. zur Übernahme von Bürgschaften;
4. zur Vornahme aller Geschäfte, die eine dau-

ernde Belastung oder eine über den Rahmen
des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes hinaus-
gehende Verpflichtung mit sich bringen,
soweit diese nicht ohnedies im Rahmen der
jährlichen Finanzpläne genehmigt wurden;

5. zur Festsetzung der für jedes Geschäftsjahr
aufzustellenden und dem Kuratorium bis zum
15. November vorzulegenden Ausgabenetats
und Stellenpläne für das folgende Kalender-
jahr und seiner Bedeckung (Finanz- und Stel-
lenplan); (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 6)

6. zu Investitionsprogrammen und zur Vor-
nahme von Neubauten, Umbauten, Neuan-
schaffungen und sonstigen Investitionen
außerhalb der genehmigten und in Kraft
befindlichen Investitionsprogramme, soweit
sie nicht laufende Betriebsausgaben darstellen
und ihr Wert im Einzelfall 1 Million Schilling
bzw. im Geschäftsjahr insgesamt 3 Millionen
Schilling übersteigt;

7. zur Einführung bleibender sozialer Maßnah-
men;

8. zur Aufnahme von Krediten über 3 Millionen
Schilling;

9. zum Erwerb und zur Veräußerung von
Patent- und von Verwertungsrechten an
Urheberrechten, deren Wert im Einzelfall
1 Million Schilling übersteigt;

10. zur Festsetzung der Zuständigkeitsverteilung
im Fernsehen (§ 10 Abs. 4). (BGBl.
Nr. 246/1984, Art. I Z 7)

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums sind befugt,
den Generalintendanten, die Direktoren, die Inten-
danten und die Landesintendanten im Rahmen der
Sitzungen des Kuratoriums über alle von ihnen zu
besorgenden Aufgaben des Österreichischen Rund-
funks zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte
zu verlangen. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)
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§ 9. (1) Der Generalintendant wird vom Kurato-
rium für die Dauer von 4 Jahren mit Zweidrittel-
mehrheit bestellt.

(2) Kommt das Kuratorium seiner Pflicht gemäß
Abs. 1 nicht innerhalb von zwei Monaten nach dem
Ende der Ausschreibungsfrist nach, so hat es mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen
unter Bedachtnahme auf § 13 aus dem Kreis der
Bewerber um die betreffende Funktion für die
Dauer von höchstens drei Monaten eine Person mit
der vorläufigen Führung dieser Geschäfte zu
betrauen. In diesem Fall ist die betreffende Funk-
tion unverzüglich neuerlich öffentlich auszuschrei-
ben. Kommt es auch innerhalb dieser drei Monate
zu keiner Entscheidung gemäß Abs. 1, so erfolgt
die definitive Bestellung für den Rest der Funk-
tionsperiode mit einfacher Mehrheit.

(3) Der Generalintendant ist außer an die sich
aus den Gesetzen oder aus den Beschlüssen des
Kuratoriums ergebenden Pflichten an keinerlei
Weisungen und Aufträge gebunden.

(4) Der Generalintendant kann vom Kuratorium
nur mit Zweidrittelmehrheit abberufen werden.

§ 10. (1) Der Generalintendant besorgt die Füh-
rung der Geschäfte des Österreichischen Rund-
funks und vertritt ihn gerichtlich und außergericht-
lich.

(2) Dem Generalintendanten obliegt insbeson-
dere

1. die Festlegung allgemeiner Richtlinien für die
Programmgestaltung, Programmerstellung
und Programmkoordinierung im Hörfunk
und Fernsehen sowie die Erstellung der Jah-
ressendeschemen jeweils mit Zustimmung des
Kuratoriums (§ 8 Abs. 2 Z 1 und 1 a); (BGBl.
Nr. 246/1984, Art. I Z 8)

2. die Ausschreibung der Posten von Direkto-
ren, Intendanten und Landesintendanten;
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

3. die Erstattung von Vorschlägen an das Kura-
torium für die Bestellung und Abberufung
von Direktoren, Intendanten und Landesin-
tendanten, bei letzteren nach Einholung einer
Stellungnahme des betreffenden Landes;
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

4. die Erteilung von Prokura und Handlungs-
vollmacht an Direktoren, Intendanten und lei-
tende Angestellte; (BGBl. Nr. 246/1984,
Art. I Z 4)

5. die Kontrolle der Tätigkeit der Direktoren,
Intendanten und Landesintendanten sowie die
Koordinierung ihrer Tätigkeit, vor allem auch
hinsichtlich der Programmpläne für Hörfunk
und Fernsehen unter Berücksichtigung der
bundesstaatlichen Gliederung durch die Mit-
wirkung aller Studios; (BGBl. Nr. 246/1984,
Art. I Z 4)

6. die Ausarbeitung von Vorschlägen an das
Kuratorium für langfristige Pläne für Pro-

gramm, Technik, Finanzen und für Stellen-
pläne im Zusammenwirken mit den Direkto-
ren, Intendanten und Landesintendanten;
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

7. die Festsetzung der Geschäftsverteilung
gemäß Abs. 3;

8. die Erstattung von Vorschlägen über die Fest-
setzung des Programmentgelts (§ 8 Abs. 1 Z 5
und § 20) und des Tarifwerkes des Werbe-
funks (§ 8 Abs. 1 Z 5) an das Kuratorium;

9. die Vollziehung der Beschlüsse des Kurato-
riums;

10. die Festsetzung der Zuständigkeitsverteilung
im Fernsehen mit Zustimmung des Kurato-
riums gemäß Abs. 4. (BGBl. Nr. 246/1984,
Art. I Z 9)

(3) Der Generalintendant hat jene Geschäfte, die
weder dem Kuratorium noch der Hörer- und
Sehervertretung noch ihm selbst vorbehalten sind,
unter Wahrung des § 11 so zu verteilen, daß eine
initiative Führung der wesentlichen Sach- und
Gebietsbereiche ermöglicht wird.

(4) Der Generalintendant hat mit Zustimmung
des Kuratoriums und im Zusammenwirken mit den
Fernseh-Intendanten diesen ihre Zuständigkeitsbe-
reiche gemäß § 11 Abs. 3 Z 2 und 3 zuzuordnen
(Zuständigkeitsverteilung im Fernsehen). (BGBl.
Nr. 246/1984, Art. I Z 10)

§ 11. (1) Die Direktoren, Intendanten und Lan-
desintendanten werden vom Kuratorium auf Vor-
schlag des Generalintendanten für die Dauer von
vier Jahren bestellt. Bestellt das Kuratorium inner-
halb von 6 Wochen nach Erstattung von Vorschlä-
gen des Generalintendanten keinen Direktor,
Intendanten oder Landesintendanten, so hat der
Generalintendant nach Ablauf dieser Frist dem
Kuratorium unverzüglich einen neuen Vorschlag
vorzulegen. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4 und
11)

(2) Es sind zwei Direktoren zu bestellen, und
zwar je ein Direktor für

1. die technischen Angelegenheiten des Hör-
funks und des Fernsehens (Technischer
Direktor);

2. die Verwaltungsangelegenheiten des Hör-
funks und des Fernsehens (Kaufmännischer
Direktor).

(3) Es sind drei Intendanten zu bestellen, und
zwar je ein Intendant für

1. die Informations- und Programmangelegen-
heiten des Hörfunks (Hörfunk-Intendant);

2. die durch die Zuständigkeitsverteilung (§10
Abs. 4) näher zu bestimmenden Informations-
angelegenheiten des Fernsehens (Informa-
tions-Intendant des Fernsehens);

3. die durch die Zuständigkeitsverteilurig (§ 10
Abs. 4) näher zu bestimmenden Programman-
gelegenheiten des Fernsehens (Programm-
Intendant des Fernsehens). (BGBl.
Nr. 246/1984, Art. I Z 12)
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(4) Für jedes Landesstudio ist ein Landesinten-
dant zu bestellen.

§ 12. (1) Die Intendanten haben im Rahmen der
langfristigen Pläne für Programm, Technik und
Finanzen, der Stellenpläne und der Jahressende-
schemen sowie unter Bedachtnahme auf die §§ 3
Abs. 2 und 12 Abs. 2 in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich alle ihnen obliegenden Angelegenheiten (§ 11
Abs. 3) selbständig und eigenverantwortlich zu
besorgen. Es steht ihnen frei, unter Bedachtnahme
auf die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit einerseits sowie im
Streben nach größtmöglicher Meinungsvielfalt
andererseits, Sendungen, Sendereihen und Teile
von Sendungen fallweise oder regelmäßig gemein-
sam zu gestalten. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 13)

(2) Die Intendanten sind in Ausübung ihrer
Tätigkeit nach Abs. 1 grundsätzlich an keine Wei-
sungen und Aufträge gebunden. Ein Weisungsrecht
gegenüber den Intendanten hat der Generalinten-
dant nur insoweit, als dies zur Sicherstellung der
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes und der Beschlüsse des Kuratoriums notwendig
ist. Solche Weisungen sind unverzüglich dem Kura-
torium mitzuteilen. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I
Z 4)

(3) Die Direktoren und die Landesintendanten
haben im Rahmen der langfristigen Pläne für Pro-
gramm, Technik und Finanzen, der Stellenpläne
sowie der Jahressendeschemen die laufenden
Geschäfte ihres Bereiches selbständig zu führen. Sie
sind außer an die Weisungen des Generalintendan-
ten an keine Weisungen und Aufträge gebunden.
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 14)

(4) Die Landesintendanten nehmen die Belange
des Österreichischen Rundfunks für das Land
wahr, für das sie bestellt sind. Hiebei sind sie für
das in ihrem Studiobereich zu gestaltende Regio-
nalprogramm und für alle in ihrem Bereich zu
gestaltenden Hörfunk- und Fernsehprogramme
verantwortlich. Ihnen unterstehen weiters die
Betriebsstätten und Sendeanlagen ihres Studios
sowie das dort tätige Personal.

(5) Die Direktoren, Intendanten und Landesin-
tendanten haben das Recht, vom Kuratorium
gehört zu werden, wenn der Generalintendant Vor-
schlägen von ihrer Seite nicht Rechnung trägt. In
diesem Falle sind die Betroffenen den diesbezügli-
chen Beratungen des Kuratoriums beizuziehen.
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

(6) Die Direktoren, Intendanten und Landesin-
tendanten schlagen die Ausschreibung von Posten,
die Aufnahme von geeignetem Personal sowie Per-
sonalbeförderungen, Kündigungen und Entlassun-
gen jeweils für ihren Bereich nach Maßgabe der
Geschäftsverteilung dem Generalintendanten vor.
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

§ 13. (1) Personen, die im Österreichischen
Rundfunk die Funktion des Generalintendanten,
eines Direktors, eines Intendanten, eines Landesin-
tendanten oder eines leitenden Angestellten aus-
üben, müssen folgende Voraussetzungen erfüllen:
(BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

1. sie müssen voll geschäftsfähige Personen sein;
2. sie müssen österreichische Staatsbürger sein;

Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des
Kuratoriums;

3. sie müssen eine entsprechende Vorbildung
oder eine fünfjährige einschlägige oder ver-
wandte Berufserfahrung nachweisen können.

(2) Mit den Funktionen des Generalintendanten,
eines Direktors, eines Intendanten oder eines Lan-
desintendanten dürfen Personen nicht betraut wer-
den, die eine der im Art. '147 Abs. 4 B-VG genann-
ten Funktionen innehaben. (BGBl. Nr. 246/1984,
Art. I Z 4)

(3) Zum Generalintendanten, zu Intendanten
oder Landesintendanten darf auch nicht bestellt
werden, wer eine der im Art. 147 Abs. 4 B-VG
bezeichneten Funktionen in den letzten vier Jahren
innegehabt hat. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

(4) Die im Abs. 1 genannten Personen dürfen
ohne Genehmigung des Kuratoriums keinen
Nebenerwerb ausüben.

§ 14. (1) Sämtliche Stellen im Österreichischen
Rundfunk — einschließlich der im § 13 Abs. 1
genannten Funktionen — sind neben der internen
Ausschreibung durch Verlautbarung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" öffentlich auszuschreiben,
soweit es sich nicht um untergeordnete Dienstlei-
stungen handelt. Die Funktion des Generalinten-
danten ist vom Vorsitzenden des Kuratoriums aus-
zuschreiben.

(2) Bei der Auswahl von Bewerbern um eine aus-
geschriebene Stelle sowie bei der Beförderung von
Dienstnehmern ist in erster Linie die fachliche Eig-
nung zu berücksichtigen.

§ 15. (1) Zur Wahrung der Interessen der Hörer
und Seher ist am Sitz des Österreichischen Rund-
funks eine Hörer- und Sehervertretung einzurich-
ten, die aus 35 Mitgliedern besteht.

(2) Die Hörer- und Sehervertretung ist wie folgt
zu bestellen:

1. die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, die Präsidentenkonferenz der Landwirt-
schaftskammern Österreichs und der Österreichi-
sche Arbeiterkammertag bestellen je zwei Mitglie-
der;

.2. der Österreichische Gewerkschaftsbund
bestellt drei Mitglieder;

3. die Kammern der freien Berufe bestellen
gemeinsam ein Mitglied;
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4. die römisch-katholische Kirche bestellt ein
Mitglied;

5. die evangelische Kirche bestellt ein Mitglied;

6. die Rechtsträger der staatsbürgerlichen Bil-
dungsarbeit im Bereich der politischen Parteien
(BGBl. Nr. 369/1984) bestellen je ein Mitglied.

(3) Der Bundeskanzler bestellt 20 weitere Mit-
glieder, durch die die nachstehenden Bereiche bzw.
Gruppen eine besondere Vertretung erhalten sol-
len: die Wissenschaft, die Volksbildung, die Kunst,
der Sport, die Jugend, die älteren Menschen, die
Eltern bzw. Familien, die Touristik, die Kraftfahrer
sowie die Konsumenten. Bei der Bestellung dieser
Mitglieder ist insbesondere auf Vorschläge Bedacht
zu nehmen, die von Einrichtungen bzw. Organisa-
tionen erstattet werden, die für diese Bereiche bzw.
Gruppen repräsentativ sind.

(4) Der Bundeskanzler hat zu diesem Zweck vor
der Bestellung von im Abs. 3 genannten Mitglie-
dern die in Frage kommenden Einrichtungen und
Organisationen durch Verlautbarung in der Wiener
Zeitung zur Erstattung von Vorschlägen einzula-
den und die eingelangten Vorschläge vor der
Bestellung des betreffenden Mitgliedes gleichfalls
öffentlich bekanntzumachen. (BGBl. Nr. 80/1975,
Art. I Z 2)

(5) Die Funktionsperiode der Hörer- und Seher-
vertretung dauert drei Jahre vom Tag ihres ersten
Zusammentrittes an gerechnet, jedenfalls aber bis
zu dem Tag, an dem die neue Hörer- und Seher-
vertretung zusammentritt.

(6) Die Hörer- und Sehervertretung gibt sich
ihre Geschäftsordnung selbst. Sie wählt aus ihrer
Mitte einen Vorsitzenden und einen Vorsitzenden-
Stellvertreter.

(7) Die Hörer- und Sehervertretung ist vom Vor-
sitzenden wenigstens dreimal jährlich, ansonsten
binnen 14 Tagen, wenn dies wenigstens ein Viertel
ihrer Mitglieder oder ein Viertel der Mitglieder des
Kuratoriums verlangt, zu einer Sitzung einzuberu-
fen.

(8) Die Hörer- und Sehervertretung faßt ihre
Beschlüsse bei Anwesenheit von mindestens der
Hälfte der Mitglieder und mit der einfachen Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen. Für Beschlüsse
gemäß § 16 Abs. 1 Z 2 ist eine Zweidrittelmehrheit
erforderlich. § 7 Abs. 4 gilt sinngemäß.

§ 16. (1) Der Hörer- und Sehervertretung obliegt
1. die Erstattung von Empfehlungen hinsichtlich

der Programmgestaltung und von Vorschlä-
gen für den technischen Ausbau;

2. die Bestellung von sechs Mitgliedern des
Kuratoriums (§ 7 Abs. 1 Z 4), wobei jedenfalls
je ein Mitglied aus den Bereichen der gesetz-
lich anerkannten Kirchen und Religionsgesell-
schaften, der Wissenschaft, der Volksbildung,
der Kunst und des Sports zu bestellen ist;

3. die Erstellung von Vorschlägen für die Ernen-
nung von vier Mitgliedern der Kommission;

4. die Anrufung der Kommission;
5. die Genehmigung von Beschlüssen des Kura-

toriums, mit denen die Höhe des Programm-
entgelts (Rundfunkentgelt, Fernsehrundfunk-
entgelt) festgelegt wird.

(2) Die Hörer- und Sehervertretung ist zur
Erfüllung der im Abs. 1 genannten Aufgaben
befugt, den Generalintendanten, die Direktoren,
die Intendanten und die Landesintendanten über
alle von ihnen zu besorgenden Aufgaben des Öster-
reichischen Rundfunks zu befragen und alle ein-
schlägigen Auskünfte zu verlangen. Die Befragten
haben die an sie gerichteten Anfragen längstens
innerhalb von zwei Monaten schriftlich oder auf
Verlangen auch mündlich zu beantworten. Eine
Antwort darf nur soweit verweigert werden, als
überwiegende Interessen des Österreichischen
Rundfunks oder das öffentliche Interesse es erfor-
dern. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

(3) Hat die Hörer- und Sehervertretung Empfeh-
lungen hinsichtlich der Programmgestaltung erstat-
tet, so hat der Generalintendant innerhalb einer
angemessenen, drei Monate nicht überschreitenden
Frist der Hörer- und Sehervertretung zu berichten,
ob und in welcher Form der Empfehlung entspro-
chen worden ist oder aus welchen Gründen der
Empfehlung nicht gefolgt wird.

(4) An den Sitzungen der Hörer- und Seherver-
tretung hat der Generalintendant oder ein von ihm
bestellter Vertreter mit beratender Stimme teilzu-
nehmen. Die Hörer- und Sehervertretung ist
befugt, auf Grund eines an den Generalintendanten
gerichteten Ersuchens die Anwesenheit eines
Direktors, eines Intendanten oder eines Landesin-
tendanten zu verlangen. Die Mitglieder des Kura-
toriums • sind berechtigt, an den Sitzungen der
Hörer- und Sehervertretung mit beratender Stimme
teilzunehmen. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

(5) Die Hörer- und Sehervertretung kann —
zusätzlich zu der vom Österreichischen Rundfunk
selbst durchgeführten Meinungsbefragung — ver-
langen, daß der Österreichische Rundfunk einmal
im Jahr eine repräsentative Teilnehmerbefragung
zu von der Hörer- und Sehervertretung festzule-
genden Themenbereichen durchführen läßt. Die
Ergebnisse aller Meinungsbefrägungen des Öster-
reichischen Rundfunks sind der Hörer- und Seher-
vertretung zur Kenntnis zu bringen.

ABSCHNITT III

S t e l l u n g d e r p r o g r a m m g e s t a l t e n -
d e n M i t a r b e i t e r des Ö s t e r r e i c h i -

s c h e n R u n d f u n k s

§ 17. (1) Der Österreichische Rundfunk hat die
Unabhängigkeit und Eigenverantwortlichkeit aller
programmgestaltenden Mitarbeiter sowie die Frei-
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heit der journalistischen Berufsausübung aller jour-
nalistischen Mitarbeiter bei Besorgung aller ihnen
übertragenen Aufgaben im Rahmen dieses Bundes-
gesetzes zu beachten. Die journalistischen Mitar-
beiter dürfen in Ausübung ihrer Tätigkeit insbeson-
dere nicht verhalten werden, etwas abzufassen oder
zu verantworten, was der Freiheit der journalisti-
schen Berufsausübung widerspricht. Aus einer
gerechtfertigten Weigerung darf ihnen kein Nach-
teil erwachsen.

(2) Programmgestaltende Mitarbeiter im Sinne
dieses Bundesgesetzes sind alle Personen, die an
der inhaltlichen Gestaltung von Hörfunk- und
Fernsehsendungen mitwirken. (BGBl. Nr. 48/1982,
Art. I Z l)

(3) Journalistische Mitarbeiter im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind alle Personen, die an der jour-
nalistischen Gestaltung von Programmen im Hör-
funk und Fernsehen mitwirken, insbesondere
Redakteure, Reporter, Korrespondenten und
Gestalter. (BGBl. Nr. 48/1982, Art. I Z 1)

(4) Programmgestaltende und journalistische
Mitarbeiter im Sinne diese Bundesgesetzes sind ent-
weder Arbeitnehmer oder freie Mitarbeiter des
Österreichischen Rundfunks. (BGBl. Nr. 48/1982,
Art. I Z 2)

(5) Für journalistische und programmgestaltende
Mitarbeiter des Österreichischen Rundfunks gelten
auch dann, wenn sie in einem Arbeitsverhältnis zum
Österreichischen Rundfunk stehen, sofern die ver-
einbarte oder tatsächlich geleistete Arbeitszeit wäh-
rend eines Zeitraumes von sechs Monaten im
Monatsdurchschnitt nicht mehr als vier Fünftel des
4,3fachen der durch Gesetz oder Kollektivvertrag
vorgesehenen wöchentlichen Normalarbeitszeit
beträgt, folgende Bestimmungen:

1. Befristete Arbeitsverhältnisse können ohne
zahlenmäßige Begrenzung und auch unmittel-
bar hintereinander abgeschlossen werden,
ohne daß hiedurch ein Arbeitsverhältnis auf
unbestimmte Zeit entsteht.

1. Beabsichtigt das Unternehmen, ein weiteres
befristetes Arbeitsverhältnis nicht mehr abzu-
schließen, so ist der Arbeitnehmer von dieser
Absicht schriftlich zu verständigen. Die Ver-
ständigung hat, wenn ab Beginn des ersten
Arbeitsverhältnisses mit oder ohne Unterbre-
chungen ein Zeitraum von nicht mehr als drei
Jahren verstrichen ist, vier Wochen vor Ende
des laufenden Arbeitsverhältnisses zu erfol-
gen. Beträgt dieser Zeitraum ab Beginn des
ersten Arbeitsverhältnisses mehr als drei
Jahre, so hat die Verständigung acht Wochen,
und wenn der Zeitraum mehr als fünf Jahre
beträgt, hat die Verständigung zwölf Wochen
vor Ablauf des bestehenden Arbeitsverhältnis-
ses zu erfolgen. Erfolgt die Verständigung
nicht oder nicht rechtzeitig, so gebührt ein
Entschädigungsanspruch. Dieser beträgt bei

einer Verständigungsfrist von vier Wochen
8,33 vH, bei einer Verständigungsfrist von
acht Wochen 16,66 vH und bei einer Verstän-
digungsfrist von zwölf Wochen 24,99 vH des
vom Österreichischen Rundfunk im letzten
Jahr bezogenen Entgelts.

(BGBl. Nr. 48/1982, Art. I Z 2)

(6) Erstrecken sich befristete Arbeitsverhältnisse
im Sinne des Abs. 5 ab Beginn des ersten Arbeits-
verhältnisses mit oder ohne Unterbrechungen über
einen Zeitraum von fünf Jahren, so gebührt bei
einer gemäß Abs. 5 Z 2 vorgenommenen Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses eine Abfertigung.
Diese gebührt auch dann, wenn das Unternehmen
die Verständigung unterläßt, jedoch kein weiteres
befristetes Arbeitsverhältnis abschließt, oder das
Arbeitsverhältnis durch berechtigten vorzeitigen
Austritt oder unverschuldete Entlassung des Arbeit-
nehmers endet. Die Abfertigung beträgt bei einer
Dauer von mehr als fünf Jahren ab Beginn des
ersten Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel, bei einer
Dauer von mehr als zehn Jahren ein Neuntel, bei
mehr als fünfzehn Jahren ein Sechstel, bei mehr als
zwanzig Jahren zwei Neuntel und bei mehr als
fünfundzwanzig Jahren ein Drittel jenes Entgelts,
das der Arbeitnehmer in den letzten drei Jahren vor
Beendigung des Arbeitsverhältnisses erhalten hat.
Auf diese Abfertigung ist eine nach anderen
Bestimmungen allenfalls gebührende Abfertigung
anzurechnen. (BGBl. Nr. 48/1982, Art. I Z 2)

§ 18. (1) Zur Sicherstellung der im § 17 Abs. 1
für die journalistischen Mitarbeiter niedergelegten
Grundsätze ist zwischen dem Österreichischen
Rundfunk einerseits und einer nach den Grundsät-
zen des gleichen, unmittelbaren und geheimen Ver-
hältniswahlrechtes gewählten Vertretung der jour-
nalistischen Mitarbeiter andererseits ein Redakteur-
statut abzuschließen. An den Verhandlungen über
den Abschluß eines Redakteurstatuts sind auch
zwei Vertreter der für die journalistischen Mitar-
beiter zuständigen Gewerkschaft sowie zwei Ver-
treter des Zentralbetriebsrates zu beteiligen.

(2) Ein Redakteurstatut kommt nicht zustande,
wenn die journalistischen Mitarbeiter in einer,
innerhalb von drei Wochen nach Abschluß der Ver-
handlungen durchzuführenden, Abstimmung dem
Verhandlungsergebnis, das unmittelbar nach
Abschluß der Verhandlungen zu veröffentlichen ist,
mehrheitlich die Zustimmung verweigern. Zwi-
schen dem Abschluß der Verhandlungen und dem
Wirksamwerden des Redakteurstatuts muß ein
Zeitraum von mindestens drei Wochen liegen. Hin-
sichtlich des Stimmrechtes bei einer Abstimmung
über das Verhandlungsergebnis gilt Abs. 6.

(3) Das Redakteurstatut hat insbesondere nähere
Bestimmungen zu enthalten über

1. die Sicherstellung der Eigenverantwortlich-
keit und der Freiheit der journalistischen
Berufsausübung aller journalistischen Mitar-
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beiter bei der Besorgung der ihnen übertrage-
nen Aufgaben;

2. den Schutz der journalistischen Mitarbeiter
gegen jede Verletzung ihrer Rechte;

3. die Mitwirkung an personellen und sachlichen
Entscheidungen, welche die journalistischen
Mitarbeiter betreffen;

4. Schaffung einer Schiedsinstanz zur Entschei-
dung von Streitigkeiten aus dem Redakteur-
statut.

(4) Durch das Redakteurstatut dürfen die Rechte
der Betriebsräte, überdies durch die Schaffung der
vorstehend erwähnten Schiedsinstanz eine gesetz-
lich vorgesehene Anrufung von Gerichten oder
Verwaltungsbehörden nicht berührt werden.

(5) Die Wahrnehmung der sich aus dem Redak-
teurstatut ergebenden Rechte der journalistischen
Mitarbeiter obliegt den Redakteurssprechern, dem
Redakteursausschuß bzw. dem Redakteursrat, die
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen
für eine Funktionsperiode von zwei Jahren gewählt
werden. In jedem Betriebsbereich des Österreichi-
schen Rundfunks (Landesstudios, Hauptabteilun-
gen) wählt eine Versammlung aller journalistischen
Mitarbeiter aus ihrer Mitte nach den Grundsätzen
des Verhältniswahlrechtes in geheimer Wahl einen
Redakteurssprecher. Umfaßt der betreffende
Betriebsbereich mehr als zehn journalistische Mit-
arbeiter, so ist für je angefangene weitere zehn
journalistische Mitarbeiter ein weiterer Redakteurs-
sprecher zu wählen.

(6) Spätestens sechs Wochen vor der Wahl ist
vom kaufmännischen Direktor eine Liste der wahl-
berechtigten journalistischen Mitarbeiter jedes
Betriebsbereiches zu erstellen und zu veröffentli-
chen. Gegen diese Liste kann binnen zwei Wochen
Einspruch erhoben werden von Personen, die
behaupten, zu Unrecht in die Liste nicht aufgenom-
men worden zu sein, sowie von Wahlberechtigten,
die behaupten, daß andere Personen zu Unrecht in
die Liste aufgenommen wurden. Über Einsprüche
entscheidet binnen weiterer zwei Wochen der
gemäß § 28 Abs. 1 zuständige Senat der Kommis-
sion. (BGBl. Nr. 352/1981, Art. I Z l; BGBl.
Nr. 246/1984, Art. I Z 15)

(7) Die gewählten Redakteurssprecher bilden
gemeinsam den Redakteursausschuß, der die im
Redakteurstatut vorgesehenen Aufgaben zu erfül-
len hat. Der Redakteursausschuß gibt sich seine
Geschäftsordnung selbst.

(8) Der Redakteursausschuß kann aus seiner
Mitte nach den Grundsätzen der Verhältniswahl
einen Redakteursrat wählen und diesem bestimmte
einmalige oder wiederkehrende Aufgaben übertra-
gen; der Redakteursrat ist dem Redakteursaus-
schuß verantwortlich.

(9) An den Sitzungen des Redakteursausschusses
bzw. des Redakteursrates können Sachverständige

und Auskunftspersonen bzw. Vertreter der zustän-
digen Gewerkschaft und des Zentralbetriebsrates
mit beratender Stimme teilnehmen, wenn dies der
Redakteursausschuß bzw. der Redakteursrat für
einzelne Sitzungen oder bis auf Widerruf mit
Mehrheit beschließt.

(10) Die Wahl der Redakteurssprecher ist erst-
mals von der gewählten Vertretung der journalisti-
schen Mitarbeiter (Abs. 1), in weiterer Folge vom
jeweils zuletzt gewählten Redakteursausschuß aus-
zuschreiben. Zwischen der Wahlausschreibung und
dem Wahltag müssen mindestens fünf Wochen lie-
gen. Der Tag der Wahlausschreibung ist zugleich
der Stichtag für die Wahlberechtigung.

(11) Die Kündigung eines journalistischen Mit-
arbeiters kann vom Betriebsrat beim Einigungsamt
angefochten werden, wenn sie wegen seiner Tätig-
keit als Mitglied des Redakteursausschusses bzw.
des Redakteursrates oder wegen seiner Bewerbung
um eine solche Funktion bzw. seiner früheren
Tätigkeit in einer solchen Funktion erfolgte. Im
übrigen gilt § 105 des Arbeitsverfassungsgesetzes
sinngemäß.

(12) Beschlüsse des Redakteursausschusses bzw.
des Redakteursrates sind dem Generalintendanten
und dem Zentralbetriebsrat bekanntzugeben.

(13) Den erforderlichen Sachaufwand, der dem
Redakteursausschuß bzw. dem Redakteursrat zur
Erfüllung seiner durch Gesetz bzw. durch das
Redakteurstatut übertragenen Aufgaben entsteht,
trägt der Österreichische Rundfunk.

(14) Bei allen Wahlen und Abstimmungen, an
denen sämtliche journalistische Mitarbeiter teilneh-
men, ist Briefwahl zulässig.

§ 19. (1) Der Österreichische Rundfunk und der
Redakteursausschuß können ein Redakteurstatut
gegenseitig jeweils schriftlich mit einer Kündi-
gungsfrist von sechs Monaten aufkündigen. Im
Falle der Kündigung sind unverzüglich Verhand-
lungen über den Abschluß eines neuen Redakteur-
statuts aufzunehmen. Zum Abschluß auf Seiten der
Dienstnehmer ist der zuletzt gewählte Redakteurs-
ausschuß berechtigt.

(2) Wenn bis zum Ende des vierten Monates
nach Aufkündigung des Redakteurstatuts kein
neues vereinbart und wirksam wird, so hat ein
Schiedsgericht (Abs. 3) binnen sechs Wochen ein
Redakteurstatut zu erlassen.

(3) Dieses Schiedsgericht besteht aus je einem
vom Redakteursausschuß und dem Österreichi-
schen Rundfunk bestellten Mitglied sowie einem
von diesen beiden Mitgliedern des Schiedsgerichtes
innerhalb von einer Woche zu bestellenden außer-
halb des Unternehmens stehenden rechtskundigen
Vorsitzenden. Können sich die vom Redakteurs-
ausschuß und dem Österreichischen Rundfunk
bestellten Mitglieder nicht innerhalb einer Woche
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einigen, so hat der Vorsitzende der Kommission
(§ 26) den Vorsitzenden im Schiedsgericht zu
bestellen.

(4) Ein nach Abs. 2 zustande gekommenes
Redakteurstatut tritt außer Kraft, sobald ein neues
Redakteurstatut vereinbart und wirksam geworden
ist.

ABSCHNITT IV

P r o g r a m m e n t g e l t

§ 20. (1) Mit der Erteilung der Rundfunk-(Fern-
sehrundfunk-)Hauptbewilligung ist für die Dauer
ihres Bestehens der Inhaber zum Empfang der
Rundfunk- bzw. Fernsehrundfunksendungen des
Österreichischen Rundfunks gegen ein fortlaufen-
des Programmentgelt (Rundfunkentgelt, Fernseh-
rundfunkentgelt) berechtigt. Die Höhe des Pro-
grammentgelts wird vom Kuratorium festgesetzt,
wobei dafür zu sorgen ist, daß unter Zugrundele-
gung einer sparsamen Verwaltung die gesetzmäßi-
gen Aufgaben des Rundfunks kostendeckend
erfüllt werden können; hiebei ist auf die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung Bedacht zu nehmen.

(2) Der Beschluß, mit dem die Höhe des Pro-
grammentgelts festgesetzt wird, bedarf der Geneh-
migung der Hörer- und Sehervertretung. Wird
innerhalb von sechs Monaten nach der Beschluß-
fassung im Kuratorium von der Hörer- und Seher-
vertretung kein Einspruch erhoben, so gilt die
Genehmigung als erteilt. Wird jedoch innerhalb
dieser Frist von der Hörer- und Sehervertretung
die Genehmigung ausdrücklich versagt, so wird der
Beschluß des Kuratoriums nur dann wirksam, wenn
es einen Beharrungsbeschluß faßt.

(3) Das Programmentgelt ist unabhängig von der
Häufigkeit oder der Güte der Sendungen oder
ihres Empfanges zu zahlen. Der Beginn und das
Ende der Pflicht zur Entrichtung dieses Programm-
entgelts sowie die Befreiung von dieser Pflicht rich-
ten sich nach den für die Rundfunk(Fernseh-
rundfunk)gebühren geltenden bundesgesetzlichen
Vorschriften.

(4) Die Post- und Telegraphenverwaltung hat
das Programmentgelt gleichzeitig mit den Rund-
funk(Fernsehrundfunk)gebühren und in gleicher
Weise wie diese einzuheben; eine andere Art der
Zahlung tilgt die Schuld nicht. Der Bund (Post-
und Telegraphenverwaltung) ist berechtigt, als Ver-
gütung für die Einhebung 4 vH des Gesamtbetra-
ges der eingehobenen Programmentgelte einzube-
halten.

(5) Rückständige Programmentgelte können
zugunsten des Österreichischen Rundfunks von
den Fernmeldebehörden in gleicher Weise wie
rückständige Rundfunk(Fernsehrundfunk)gebüh-
ren im Verwaltungsweg hereingebracht werden.

(6) Das Tarifwerk des Werbefunks sowie die
Höhe der Programmentgelte sind im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" bekanntzumachen.

§§21 bis 24. (Entfallen; BGBl. Nr. 314/1981,
Art. III Abs. 1 Z2; Abschnitt A Art. III Abs. 2 Z 1
der Kundmachung)

ABSCHNITT V

R e c h t l i c h e u n d f i n a n z i e l l e
K o n t r o l l e

§ 25. (1) Die Aufsicht des Bundes über den
Österreichischen Rundfunk beschränkt sich auf
eine Aufsicht nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes,
unbeschadet der Prüfung durch den Rechnungshof.
Die Rechtsaufsicht obliegt der Kommission zur
Wahrung des Rundfunkgesetzes (Kommission), die
beim Bundeskanzleramt errichtet wird und über
behauptete Verletzungen von Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes zu entscheiden hat. Ferner ent-
scheidet die Kommission über Einsprüche gemäß
§ 18 Abs. 6.

(2) Die Kommission besteht aus 17 Mitgliedern,
von denen neun Mitglieder dem Richterstand ange-
hören müssen. Alle Mitglieder der Kommission
sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig und an
keine Weisungen und Aufträge gebunden.

(3) Die Mitglieder der Kommission ernennt der
Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregie-
rung für die Dauer von vier Jahren.

1. Für jedes der neun Mitglieder, die dem Rich-
terstand anzugehören haben, hat die Bundes-
regierung Besetzungsvorschläge einzuholen,
bestehend aus jeweils drei dem Richterstand
angehörenden und alphabetisch gereihten
Personen, und zwar:
a) einen Besetzungsvorschlag vom Präsiden-

ten des Obersten Gerichtshofes,
b) je einen Besetzungsvorschlag von den Prä-

sidenten der Oberlandesgerichte Wien,
Graz, Linz und Innsbruck,

c) einen Besetzungsvorschlag von einer
repräsentativen Vereinigung österreichi-
scher Richter,

d) zwei Besetzungsvorschläge vom Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag,

e) einen Besetzungsvorschlag von der Öster-
reichischen Notariatskammer. (BGBl.
Nr. 162/1977, Art. II Z 1)

Der Erstattung eines Besetzungsvorschlages
gemäß lit. a hat eine Ausschreibung durch den
Präsidenten des Obersten Gerichtshofes für
den Obersten Gerichtshof, die Erstattung von
Besetzungsvorschlägen gemäß lit. b durch die
Oberlandesgerichtspräsidenten für ihren
Amtsbereich vorauszugehen. Die Ausschrei-
bung hat durch Verlautbarung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" zu erfolgen. Zur Über-
reichung der Bewerbungsschreiben ist eine



2166 163. Stück — Ausgegeben am 28. September 1984 — Nr. 379

Frist von mindestens zwei Wochen ab der
Veröffentlichung zu setzen. Die Besetzungs-
vorschläge (lit. a bis e) sind ohne Verzug zu
erstatten.

2. Hinsichtlich der übrigen Mitglieder der Kom-
mission ist die Bundesregierung für je vier
Mitglieder an Besetzungsvorschläge des Zen-
tralbetriebsrates sowie der Hörer- und Seher-
vertretung gebunden.

(BGBl. Nr. 80/1975, Art. I Z 3)

(4) Der Kommission dürfen nicht angehören:
1. Personen, die nicht zum Nationalrat wählbar

sind;
2. Mitglieder des Kuratoriums, der Generalin-

tendant, die Direktoren, die Intendanten und
die Landesintendanten sowie Arbeitnehmer
des Österreichischen Rundfunks; (BGBl.
Nr. 246/1984, Art. I Z 4)

3. freie Mitarbeiter des Österreichischen Rund-
funks, sofern sie diese Tätigkeit ständig und
nicht bloß als wirtschaftlich unbedeutende
Nebenbeschäftigung ausüben;

4. Mitglieder der Bundesregierung oder einer
Landesregierung sowie Staatssekretäre;

5. Personen, die bereits zweimal in unmittelba-
rer Aufeinanderfolge Mitglieder der Kommis-
sion waren.

(5) Hat ein Mitglied der Kommission drei auf-
einanderfolgenden Einladungen zu einer Verhand-
lung ohne genügende Entschuldigung keine Folge
geleistet, oder tritt bei einem Mitglied ein Aus-
schließungsgrund gemäß Abs. 4 nachträglich ein, so
hat dies nach seiner Anhörung die Kommission
durch Beschluß festzustellen. Diese Feststellung hat
den Verlust der Mitgliedschaft zur Folge.

(6) Scheidet ein Mitglied der Kommission vor-
zeitig aus, so ist an seiner Stelle für den noch ver-
bleibenden Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied
unter Bedachtnahme auf Abs. 3 zu ernennen.

(7) Die Mitglieder der Kommission haben
Anspruch auf Ersatz der angemessenen Reiseko-
sten und Barauslagen sowie auf ein Sitzungsgeld,
das von der Bundesregierung durch Verordnung
unter Bedachtnahme auf die Bedeutung und den
Umfang der von der Kommission zu besorgenden
Aufgaben festzusetzen ist.

§ 26. (1) Die Kommission wählt aus dem Kreis
der dem Richterstand angehörenden Mitglieder
einen Vorsitzenden und einen Vorsitzenden-Stell-
vertreter.

(2) Die Kommission entscheidet mit einfacher
Stimmenmehrheit bei Anwesenheit von mindestens
zwei Dritteln ihrer Mitglieder.

§ 27. (1) Die Kommission entscheidet — soweit
dafür nicht eine andere Verwaltungsbehörde oder
ein Gericht zuständig ist — über die Verletzung
von Bestimmungen dieses Bundesgesetzes

1. auf Grund von Beschwerden
a) einer Person, die durch eine Rechtsverlet-

zung unmittelbar geschädigt zu sein behaup-
tet;

b) eines Inhabers einer Rundfunk-(Fernseh-
rundfunk-)Hauptbewilligung, sofern eine
solche Beschwerde von mindestens 500 wei-
teren Inhabern einer derartigen Bewilligung
unterstützt wird sowie

2. auf Antrag
a) des Bundes oder eines Landes;
b) der Hörer- und Sehervertretung;
c) des Kuratoriums.

(2) Die Unterstützung einer Beschwerde gemäß
Abs. 1 Z 1 lit. b ist durch eine Unterschriftenliste
nachzuweisen, aus der die Identität der Personen,
die die Beschwerde unterstützen, festgestellt wer-
den kann.

(3) Beschwerden sind innerhalb von sechs
Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt der behaupteten
Verletzung dieses Bundesgesetzes, einzubringen.

(4) Der Österreichische Rundfunk hat von allen
seinen Sendungen Aufzeichnungen herzustellen
und diese mindestens zehn Wochen aufzubewah-
ren. Im Falle einer Aufforderung der Kommission
hat er ihr die gewünschten Aufzeichnungen zur
Verfügung zu stellen. Überdies hat er jedermann,
der daran ein rechtliches Interesse darzutun ver-
mag, Einsicht in die Aufzeichnungen zu gewähren.
(BGBl. Nr. 314/1981, Art. III Abs. 1 Z 3)

§ 28. (1) Zur Entscheidung über die während
eines Zeitraumes von drei Monaten einlangenden
Beschwerden werden jeweils zu Jahresbeginn
Senate, bestehend aus fünf Mitgliedern, gebildet.
Drei Mitglieder der Senate werden aus dem Kreis
der dem Richterstand angehörenden Mitglieder der
Kommission und je ein weiteres Mitglied wird aus
dem Kreis der vom Zentralbetriebsrat sowie von
der Hörer- und Sehervertretung vorgeschlagenen
Mitglieder der Kommission vom Vorsitzenden der
Kommission in Anwesenheit des Vorsitzenden-
Stellvertreters sowie eines Beamten des Bundes-
kanzleramtes als Schriftführer durch das Los
bestimmt. Für jedes Mitglied eines Senates ist nach
dem gleichen Verfahren ein Ersatzmitglied zu
bestellen, das im Falle der Verhinderung des Mit-
gliedes während des Verfahrens an dessen Stelle
tritt. (BGBl. Nr. 246/1984, Art. I Z 16)

(2) Den Vorsitz im Senat führt der Vorsitzende
der Kommission, sofern er ihm angehört, ansonsten
der Vorsitzende-Stellvertreter. Ist auch dieser nicht
Mitglied des Senates, so ist der Senatsvorsitzende
von dem Senat aus dem Kreis der dem Richterstand
angehörenden Mitglieder zu wählen.

(3) Der Senat entscheidet mit einfacher Stim-
menmehrheit; der Vorsitzende gibt seine Stimme
als Letzter ab.
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§ 29. (1) Die Entscheidung der Kommission
besteht in der Feststellung, ob und durch welchen
Sachverhalt eine Bestimmung dieses Bundesgeset-
zes verletzt worden ist.

(2) Wird von der Kommission eine Verletzung
des Rundfunkgesetzes durch eines der im § 6
genannten Organe festgestellt, die im Zeitpunkt
dieser Feststellung noch andauert, dann kann die
Kommission die Entscheidung des betreffenden
Organs aufheben. Das betreffende Organ hat
unverzüglich einen der Rechtsansicht der Kommis-
sion entsprechenden Zustand herzustellen; kommt
das betreffende Organ dieser Verpflichtung nicht
nach, dann kann die Kommission unter gleichzeiti-
ger Verständigung des Kuratoriums, erfolgt die
Verletzung des Rundfunkgesetzes jedoch durch
das Kuratorium selbst, dann unter gleichzeitiger
Verständigung der Bundesregierung das betref-
fende Kollegialorgan auflösen bzw. das betreffende
Organ abberufen. In diesem Falle ist das betref-
fende Organ unverzüglich nach diesem Bundesge-
setz neu zu bestellen.

(3) Die Kommission hat über Beschwerden
innerhalb von vier Wochen, gerechnet vom Zeit-
punkt des Einlangens der Beschwerde, zu entschei-
den.

(4) Die Kommission kann auf Veröffentlichung
ihrer Entscheidung erkennen und dem Österreichi-
schen Rundfunk auftragen, wann, in welcher Form
und in welchem Programm diese Veröffentlichung
zu erfolgen hat.

(5) Die Entscheidungen der Kommission unter-
liegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im
Verwaltungsweg.

§ 30. (1) Auf das Verfahren der Kommission ist
— soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist — das Allgemeine Verwaltungsverfah-
rensgesetz 1950 anzuwenden. Dem Generalinten-
danten oder einem von ihm bestellten Vertreter
kommt jedenfalls Parteistellung zur Wahrung der
Rechte des Österreichischen Rundfunks zu.

(2) Bei Beschwerden an die Kommission werden
die Tage des Postenlaufs in die Frist nicht einge-
rechnet. (BGBl. Nr. 352/1981, Art. I Z 2)

§31. (1) Zur Prüfung der Betriebsführung des
Österreichischen Rundfunks ist gemäß § 8 Abs. 1
Z 13 eine aus höchstens drei Mitgliedern beste-
hende Prüfungskommission einzusetzen; die Mit-
glieder werden jeweils zur Prüfung der Betriebs-
führung von drei Geschäftsjahren bestellt. Zu Mit-
gliedern der Prüfungskommission dürfen nur Wirt-
schaftsprüfer und Betriebswissenschafter bestellt
werden.

(2) Die von der Prüfungskommission — unbe-
schadet der Kontrolle durch den Rechnungshof —
alljährlich vorzunehmende Prüfung hat sich nicht
nur auf die ziffernmäßige Richtigkeit der Buchfüh-

rung, sondern auch auf die Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Führung
der Geschäfte sowie auf deren Übereinstimmung
mit den gesetzlichen Vorschriften zu erstrecken.
Die Prüfungskommission hat das Ergebnis ihrer
Prüfung dem Kuratorium vorzulegen.

(3) Sämtliche Organe und Bedienstete des Öster-
reichischen Rundfunks haben der Prüfungskom-
mission Einsicht in alle Unterlagen zu gewähren
und ihr alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 31 a. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Geba-
rung des Österreichischen Rundfunks unterliegt
der Kontrolle des Rechnungshofes.

(2) Bei der Ausübung der Kontrolle ist § 12
Abs. 1, 3 und 5 des Rechnungshofgesetzes, BGBl.
Nr. 144/1948, sinngemäß anzuwenden; das Ergeb-
nis seiner Prüfung hat der Rechnungshof dem
Kuratorium mitzuteilen.

(BGBl. Nr. 352/1981, Art. I Z 3)

§§ 32 und 33. (Entfallen; Abschnitt A Art. III
Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 der Kundmachung)

Artikel II

§ 34. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes sind, soweit sie nicht der Bundesregierung
obliegt, nach Maßgabe des' Bundesministeriengeset-
zes 1973, BGBl. Nr. 389, der Bundeskanzler, der
Bundesminister für Justiz, der Bundesminister für
Finanzen, der Bundesminister für Verkehr und der
Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

(2) Für die Vorbereitung und Durchführung der
Beschlüsse der Bundesregierung ist der Bundes-
kanzler zuständig.

Anlage 2

Übergangsrecht anläßlich von Novellen zum
Rundfunkgesetz 1974

Artikel I (Zu § 7 Abs. 1 Z 3)

Die vor dem 23. Juni 1984 gemäß § 7 Abs. 1 Z 3
des Rundfunkgesetzes 1974 bestellten Mitglieder
des Kuratoriums gelten für den Rest der Funktions-
periode des Kuratoriums als von der Bundesregie-
rung bestellt; die der Bundesregierung obliegende
Bestellung zusätzlicher Kuratoriumsmitglieder hat
ebenfalls für den Rest der laufenden Funktionspe-
riode des Kuratoriums zu erfolgen.

(BGBl. Nr. 246/1984, Art. II Abs. 1)

Artikel II (Zu § 11)

Die gemäß dem Rundfunkgesetz zu bestellenden
Fernseh-Intendanten sind für den Rest der laufen-
den Vertragsdauer der am 23. Juni 1984 tätigen
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Direktoren und des Hörfunk-Intendanten gemäß
§ 11 des Rundfunkgesetzes zu bestellen. Sie haben
ihre Tätigkeit an dem auf ihre Bestellung folgenden
Monatsersten aufzunehmen. Bis zu diesem Zeit-
punkt haben die beiden vor dem 23. Juni 1984
zuletzt bestellten Programmintendanten ihre Tätig-
keit gemäß den vor dem 23. Juni 1984 geltenden
Bestimmungen fortzusetzen.

(BGBl. Nr. 246/1984, Art. II Abs. 2)

Artikel III (Zu den §§ 21 bis 24)

Die die Entgegnung betreffenden Bestimmungen
des Rundfunkgesetzes 1974 in der bis 31. Dezem-

ber 1981 geltenden Fassung sind auch nach diesem
Tag anzuwenden, wenn das Begehren nach Auf-
nahme der Entgegnung vor dem 1. Jänner 1982
gestellt worden ist.

(BGBl. Nr. 314/1981, Art. VI Abs. 2)

Artikel IV (Zu § 31 a)

(Verfassungsbestimmung) Der Rechnungshof ist
befugt, auch die Gebarung des Österreichischen
Rundfunks aus der Zeit vor dem 1. August

zuprüfen.(BGBl. Nr. 352/1981, Art. II Abs. 1)


